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Bundesrepublik Deutschland 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Verkehrspolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atorngemeinschaft 
(EAG) vom 27, Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der EWG für 


a) eine Richtlinie des Rats für die Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über die amtlichen 
Kennzeichen an der Rückseite von Kraftfahrzeugen. 

b) eine Richtlinie des Rats für die Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Milglieclstaaten über die Funkent- 
störung von Kraftfahrzeugen 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 22. Dezember 1965 dem Herrn Prä- 
sidenten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag zu b) ist vorgesehen; die Anhörung zu a) ist nicht 
vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihren Vorschlägen übermittelte Begründung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
für die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die amtlichen Kennzeichen an der Rückseite von 

Kraftfahrzeugen 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf die Bestimmungen des Vertrags zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft, 
insbesondere auf Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Unterschiede zwischen den Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten für Kraftfahrzeuge können den 
Warenverkehr behindern und ungleiche Wett- 
bewerbsbedingungen verursachen. Sie wirken sich 
somit unmittelbar auf die Errichtung und das Funk- 
tionieren des Gemeinsamen Marktes aus. 

Eine Angleichung der Rechtsvorschriften für Kraft- 
fahrzeuge über die Größe der Anbringungsstelle und 
über das Anbringen der hinteren amtlichen Kraft- 
fahrzeugkennzeichen ist insbesondere geboten, um 
den Herstellern die Möglichkeit zu geben, an jedem 
Fahrzeugtyp an der Rückseite für das hintere amt- 
liche Kennzeichen eine Anbringungsstelle vorzu- 
sehen, die hinsichtlich ihrer Merkmale und Größe 
den in den einzelnen Mitgliedstaaten vorgeschrie- 
benen Kennzeichen angepaßt ist — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


Artikel 1 

Als Fahrzeuge im Sinne dieser Richtlinie gelten 
alle mindestens vierrädrigen, am Straßenverkehr 
teilnehmenden Kraftfahrzeuge mit oder ohne Auf- 
bau, deren durch die Bauart bestimmte Höchstge- 
schwindigkeit mehr als 25 km h beträgt, sowie ihre 
Anhänger. 

Ausgenommen sind Fahrzeuge, die zur Verwen- 
dung in der Landwirtschaft, der Industrie oder im 
Bauwesen bestimmt sind, wie Ackerschlepper, selbst- 
fahrende Landmaschinen und Hoch- und Tiefbauge- 
räte, selbst wenn sie ausnahmsweise zur Beförde- 
rung verwendet werden. 


Artikel 2 

In jedem Mitgliedstaat gelten die Anbringungs- 
stelle und die Anbringung der hinteren amtlichen 
Kennzeichen als zulässig, wenn sie den in Anhang I 
zu dieser Richtlinie festgesetzten Vorschriften ent- 
sprechen. 

Artikel 3 

Jeder Mitgliedstaat läßt die Verwendung von 
wenigstens einem amtlichen Kennzeichentyp zu, der 
vollständig und vorschriftsmäßig an der am Fahr- 
zeug hierzu vorgesehenen Stelle angebracht werden 
kann, sofern diese Anbringungsstelle einer der 
beiden im Anhang zu dieser Richtlinie festgelegten 
Formen entspricht. 

Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten setzen binnen achtzehn Mona- 
ten nach Bekanntgabe dieser Richtlinie die zu ihrer 
Befolgung erforderlichen Vorschriften in Kraft und 
unterrichten die Kommission unverzüglich hiervon. 

Eine Aufhebung der bisherigen Regelung, die da- 
zu führt, daß ausschließlich die auf dieser Richt- 
I linie beruhenden neuen Bestimmungen in Kraft 
! bleiben, ist jedoch erst drei Jahre nach Veröffent- 
! lichung dieser Richtlinie im Amtsblatt der Euro- 
I päischen Gemeinschaften zulässig, 
i 

Artikel 5 

I 

I Nach Notifizierung der vorliegenden Richtlinie 
j unterrichten die Mitgliedstaaten die Kommission 
, von allen im sachlichen Anwendungsbereich dieser 
I Richtlinie für die Zukunft geplanten Entwürfen von 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften so zeitig, daß 
diese sich hierzu äußern kann. 

' A r t i k e 1 6 

j Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten ge- 
I richtet. 


Brüssel, den 


Für den Rat 
Der Präsident 
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Anhang zum Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
über die amtlichen Kennzeichen an der Rückseite von Kraftfahrzeugen 


1. Form und Größe der Anbringungsstellen gemäß 
Artikel 2 und 3 der Richtlinie 

Die Anbringungsstellen bilden eine rechteckige 
Fläche von mindestens 

520 mm Länge 
120 mm Höhe 
oder 

340 mm Länge I 

240 mm Höhe. 

I 

2. Lage der Anbringungsstellen und Anbringung j 

der entsprechenden Kennzeichen i 

! 

Die Lage der Anbringungsstelle ist so zu wählen, j 
daß sachgemäß angebrachte Kennzeichen folgen- | 
den Merkmalen genügen: I 

a) SteUimg des Kennzeichens in der Horizontalen ' 

! 

Die Mitte des Kennzeichens darf nicht rechts j 
von der Längssymmetrie-Ebene des Fahr- | 
Zeugs liegen. 

Der linke äußere Rand des Kennzeichens darf 
nicht weiter links liegen als die zur Längs- 
symmetrie-Ebene dos Fahrzeugs parallele 
Ebene durch den Punkt, an dem der Fahrzeug- j 
querschnitt über alles die größte Breite er- I 
reicht. 

b) Stellung des Kennzeichens im Verhältnis zur 
Längssyminetrie-Ebene des Fahrzeugs 

Das Kennzeichen isL senkrecht oder fast senk- 
recht zur Längssymmetrie-Ebene des Fahr- 
zeugs angebracht. 

c) Neigung des Kennzeichens \ 

Das Kennzeichen ist senkrecht zur Horizontal- 
ebene angebracht; gegenüber dieser Lage darf 
jedoch die die Zulassungsnummer tragende 


Oberseite bis zu einem Winkel von höchstens 
30 ^ nach oben geneigt sein, wenn der Ab- 
stand zwischen dem oberen Rand des Kenn- 
zeichens und der Fahrbahn nicht mehr als 
1,20 m beträgt. 

d) Mindeslahstand des unteren Randes des Kenn- 
zeichens von der Fahrbahn 

Der Abstand zwischen dem unteren Rand des 
Kennzeichens und der Fahrbahn beträgt min- 
destens 0,30 m. Das Kennzeichen ist in dem 
gesamten Raum erkennbar, der von den fol- 
genden vier Ebenen begrenzt wird: zwei die- 
ser Ebenen laufen senkrecht durch die beiden 
seitlichen Ränder des Kennzeichens und bil- 
den mit der Längssymmetrie-Ebene des Fahr- 
zeugs einen Winkel von 30^; eine Ebene 
läuft durch den oberen Rand und bildet mit 
der waagerechten Ebene einen Winkel von 
15 ^ nach unten; die letzte Ebene läuft durch 
den unteren Rand und bildet mit der waage- 
rechten Ebene einen Winkel von 15 nach 
unten. 

e) Ilöchstabstand des oberen Rands des Kenn- 
zeichens von der Fahrbahn 

Der Abstand zwischen dem oberen Rand des 
Kennzeichens und der Fahrbahn beträgt höch- 
stens 1,20 m. Kann diese Vorschrift jedoch in 
der Praxis nicht eingehalten werden, so darf 
der Abstand 1,20 m überschreiten; er muß sich 
aber so eng an diese Grenze halten, wie es 
die Bauart des Fahrzeugs zuläßt, und darf 
keinesfalls 2 m überschreiten. 

f) Bestimmung des Abstands der Ränder des 
Kennzeichens von der Fahrbahn 

Die unter c), d) und e) genannten Abstände 
werden am leeren Fahrzeug gemessen. 
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Begründung 


Im Rahmen der von der Kommission unternom- 
menen Arbeiten zur Angleichung der im Kraftfahr- 
zeugsekt.or geltenden Rechtsvorschriften aufgrund 
von Artikel 100 wurde festgestellt, daß Unterschiede 
hinsichtlich der Abmessung, der Anbringung und 
der Stellung der hinteren Kennzeichen bestehen. 
Was die Abmessung der Kennzeichen betrifft, so i 
bestehen in den Mitgliedstaaten sowohl längliche 
als auch hohe Kennzeichen; v/ ährend einige Staaten 
jc^doch dem Verbraucher und damit dem Plersteller j 
die Wahl zwischen diesen zwei Typen überlassen, ] 
ist in anderen Staaten nur ein Muster erlaubt. Unab- 1 
hängig davon, ob die Kennzeichen hoch oder läng- 
lich sind, unterscheiden sich darüber hinaus die vor- | 
geschriebenen Abmessungen von Staat zu Staat. Be- 
züglich der Anbringimgsstelle und der Stellung der ' 
Kennzeichen sind die Unterschiede nicht weniger ' 
zahlreich, da die Rechtsvorschriften von der größten 
Freiheit bis zu einer verkehrspolizeilich gerecht- | 
lertigten Strenge gehen. Unter diesen Umständen | 
ist es den Herstellern in den meisten Fällen unmög- ' 
lieh, einen Karosserietyp zu entwickeln, der eine An- ' 
bringungsstelle vorsieht, die in allen Mitglied- | 
Staaten die Anbringung von Kennzeichen ermög- | 
licht, die den geltenden Vorschriften entsprechen. 

Die von der Kommission ausgearbeitete Richtlinie 
entspricht dem Wunsch, diese Schwierigkeiten zu 
beheben und eine Lösung sowohl für das durch die 
unterschiedlichen Formen und Abmessungen der 
Kennzeichen als auch für das durch die festgestell- 
ten Unterschiede in Lage und Anbringung dieser 
Kennzeichen aufgeworfene Problem zu finden. 

Hinsichtlich der Abmessung wurden zwei Arten von 
Anbringungen vorgesehen, deren Merkmale im An- 
hang beschrieben sind, d. h. eine hohe und eine 
breite. Den Mitgliedstaaten wird darüber hinaus 
vorgeschrieben, die Verwendung von Kennzeichen 
zu gestatten, die sich an der einen oder anderen 
dieser Anbringungsstellen montieren lassen. Damit 
wird es den Herstellern ermöglicht, zwischen den 
beiden Arten von Anbringungsstellen diejenige aus- 
zuwählen, die sich ihrer Form nach am besten für 
das Fahrgestell eignet, und dabei sicher zu sein, daß 
die Verbraucher in allen Mitgliedstaaten ein Kenn- 
zeichenmuster verw'enden können, das der Form der 
Anbringungsstelle entspricht. 

Bezüglich der Stellung der Kennzeichen wird in i 
Artikel 2 der Richtlinie den Mitgliedstaaten vor- | 


geschrieben, jeweils die Anbringungsstelle bzw. die 
Anbringung von Kennzeichen als zulässig anzu- 
sehen, die den in der Anlage aufgeführten Vor- 
schriften entsprechen. Es ist somit Sache des Her- 
stellers, der die Vorteile der Richtlinie beanspruchen 
will, so beschaffene Anbringungsstellen am Fahr- 
zeugaufbau vorzusehen, daß die Kennzeichen nach 
ihrer Anbringung den Vorschriften entsprechen. 
Dieses außerordentlich elastische System soll es 
gleichzeitig den Herstellern ermöglichen, schon jetzt 
ihre Produktion hinsichtlich der Anbringungsstellen 
für das amtliche Kennzeichen den EWG-Vorschriften 
anzupassen. 

Di«ese Richtlinie will jedoch den Mitgliedstaaten 
nicht vorschreiben, ihre eigenen Rechtsvorschriften, 
zumindest mit Bezug auf die Lage der Anbringungs- 
stellen und die Anbringung der Kennzeichen, durch 
die in der Anlage aufgeführten technischen Vor- 
schriften zu ersetzen. Nichts hindert daran, daß 
einige Mitgliedstaaten aus Gründen der Straßen- 
verkehrssicherheit oder aus dem Wunsch nach einer 
gewissen Einheitlichkeit der am Straßenverkehr 
teilnehmenden Fahrzeuge eine derartige Ersetzung 
vorzunehmen wünschen. Es steht zu befürchten, daß 
eine solche Änderung der geltenden Rechtsvorschrif- 
ten Anpassungsschwierigkeiten für die Hersteller 
mit sich bringt oder Störungen der Handelsströme 
verursacht. 

Mit Artikel 4 Absatz 2 soll dieser Gefahr vorge- 
beugt werden, indem festgelegt wird, daß die Be- 
stimmungen der Richtlinie erst drei Jahre nach ihrer 
Bekanntgabe (Artikel 191 Abs. 2) an die Stelle der 
geltenden Regelung treten können. 

In der Zwischenzeit wird die Richtlinie in den Mit- 
gliedstaaten in Kraft gesetzt sein, und es darf wohl 
füglich angenommen werden, daß angesichts der Be- 
deutung der Serienfertigung in dem betreffenden 
Sektor die Hersteller ihre Produktion dann den in 
der Richtlinie enthaltenen Vorschriften angepaßt 
und so gleichzeitig den Handel in der Gemeinschaft 
erleichtert haben werden. 

Es wurde im übrigen bei der Vorbereitung dieser 
Richtlinie den Bemerkungen des Verbindungsaus- 
schusses der Automobilindustrie in der EWG Rech- 
nung getragen. 
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Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
für die Angleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Funkentstörung von Kraftfahrzeugen 

(Von der Kommission dem Rat vorgelegt) 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf die Bestimmungen des Vertrages zur 
Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft, insbesondere auf Artikel 100, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses und 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Zur Beförderung von Waren oder Personen be- 
stimmte Kraftfahrzeuge müssen in den Mitglied- 
staaten bestimmten technischen Merkmalen entspre- 
chen, die in zwingend vorgeschriebenen Bestim- 
mungen enthalten sind. Diese Bestimmungen sind 
von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat verschieden. 
Durch ihre Unterschiede behindern sie den Waren- 
verkehr und können ungleiche Wettbewerbsbedin- 
gungen innerhalb der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft verursachen. 

Diese Behinderungen für die Errichtung und das 
reibungslose Funktionieren des Gemeinsamen Mark- 
tes lassen sich verringern und sogar beseitigen, 
wenn sämtliche Mitgliedstaaten die gleichen Be- 
stimmungen entweder in Ergänzung oder anstelle 
ihrer derzeitigen Rechtsvorschriften annehmen. 

Selbst da, wo sie nicht die in einigen Staaten gel- 
tenden weniger strengen Bestimmungen ersetzen, 
bieten diese gemeinsamen Vorschriften den Unter- 
nehmen die Möglichkeit, ihre Fertigung in ihren 
technischen Merkmalen den Rechtsvorschriften aller 
Mitgliedstaaten anzupassen, so daß sie innerhalb 
der gesamten Gemeinschaft vertrieben und verwen- 
det werden kann. Auf einem Gebiet, in dem die 
serienmäßige Fertigung eine große Rolle spielt, wer- 
den die Unternehmen immer häufiger die gemein- 
samen Vorschriften anwenden, die demnach die ein- 
zelstaatlichen Vorschriften in vollem Umfang er- 
setzen können. 

Die technischen Vorschriften, denen Kraftfahr- 
zeuge nach den nationalen Rechtsvorschriften ent- 
sprechen müssen, beziehen sich auf zahlreiche Ein- 
zelteile dieser Fahrzeuge. Wegen der Unterschied- 
lichkeit ihres Inhalts werden sie Gegenstand einer 
Reihe aufeinander folgender Richtlinien bilden. 
Diese betreffen u. a. die Funkentstörung von Kraft- 
fahrzeugen. 

Zur Beseitigung der durch die elektrischen Zünd- 
anlagen von Kraftfahrzeugen verursachten Funk- 


störungen schreiben die meisten Mitgliedstaaten den 
für Kraftfahrzeuge zulässigen Strahlungspegel vor; 
dieser Pegel und seine Messung sind verschieden. 

Mit den zu erlassenden Gemeinschaftsvorschrif- 
ten soll verhindert werden, daß Fernseh- und Rund- 
funksendungen in der Gemeinschaft durch die von 
elektrischen Zündanlagen von Kraftfahrzeugen ver- 
ursachten elektromagnetischen Strahlungen gestört 
werden. Der Entstörungspflicht unterliegen somit 
alle Arten von Kraftfahrzeugen, die innerhalb der 
EWG am Straßenverkehr teilnehmen. 

An einer Entstörausrüstung als solcher vorgenom- 
mene Versuche würden je nach dem Fahrzeug, in 
das die Ausrüstung eingebaut wird, zu unterschied- 
lichen Ergebnissen führen. Um den Grad der nach 
Einbau der Entstörausrüstung in den Kraftfahr- 
zeugmotor noch verbleibenden Strahlung genau be- 
messen zu können, ist es unbedingt erforderlich, 
daß nicht nur die Ausrüstung in den Motor einge- 
baut ist, sondern auch der Motor in das Fahrzeug, 
da die Lage des Motors in einem bestimmten Ver- 
hältnis zu den einzelnen Fahrzeugteilen festgelegt 
wird. Nur der Hersteller kann beurteilen, wie sich 
der Einbau dieser Ausrüstung auf Arbeitsweise und 
Leistung des Motors auswirkt. Die Messung der ver- 
ursachten Strahlung kann demnach nur im Rahmen 
der Erteilung der Betriebserlaubnis für das Kraft- 
fahrzeug vorgenommen werden. 

In jedem Mitgliedstaat wird die allgemeine Be- 
triebserlaubnis erteilt, wenn die einzelnen Kraft- 
fahrzeugteile den auf sie anwendbaren Vorschrif- 
ten entsprechen. Auf Antrag der Beteiligten muß sie 
aufgrund der gemeinsamen Vorschriften — insbe- 
sondere über die Funkentstörung — , soweit diese 
nach und nach in Kraft getreten sind ■ — , und im 
übrigen aufgrund der einzelstaatlichen Vorschrif- 
ten erteilt werden können. Es erübrigt sich, daß die 
durch einen Mitgliedstaat aufgrund der gemein- 
samen Vorschriften vorgenommenen Nachprüfungen 
von anderen Mitgliedstaaten wiederholt werden, 
wenn die allgemeine Betriebserlaubnis für den glei- 
chen Fahrzeugtyp auch bei ihnen beantragt wird. 
Die Einzelheiten der gegenseitigen Anerkennung 
der Kontrollen von Kraftfahrzeugen, die in Überein- 
stimmung mit einem in einem Mitgliedstaat geneh- 
migten Typ hergestellt worden sind, werden durch 
die Mitgliedstaaten später festgelegt. 

Unbeschadet der Artikel 169 und 170 des Vertra- 
ges ist es zweckmäßig, im Rahmen der Zusammen- 
arbeit zwischen den zuständigen Stellen der Mit- 
gliedstaaten geeignete Bestimmungen vorzusehen, 
um die Lösung technischer Streitfragen zu erleich- 
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tern, die darüber entstehen könnten, ob hinsicht- 
lich der Funkentstörung die hergestellten Fahrzeuge 
mit dem Typ übereinstimmen, für den die Betriebs- 
erlaubnis erteilt worden ist — 

HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 


KAPITEL I 

Begriffsbestimmung und Grundsatz 

Artikel 1 

Als Fahrzeug im Sinne dieser Richtlinie gelten 
alle am Straßenverkehr teilnehmenden Kraftfahr- 
zeuge mit oder ohne Aufbau, die mit einem Ver- 
brennungsmotor mit elektrischer Zündung ausge- 
rüstet sind. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten dürfen den Verkauf, die Zu- 
lassung, die Inbetriebnahme oder die Verwendung 
von Fahrzeugen nicht mit der Begründung versagen 
oder verbieten, daß Funkstörungen durch die elek- 
trische Zündanlage des Motors verursacht werden, 
wenn die Fahrzeuge mit Entstörausrüstungen ver- 
sehen sind, die den in Anhang I dieser Richtlinie 
festgesetzten Vorschriften entsprechen. 


KAPITEL II 

Betriebserlaubnis für Kraftfahrzeuge 

Artikel 3 

Im Sinne dieses Kapitels ist unter Betriebserlaub- 
nis ein Verwaltungsakt zu verstehen, der wie folgt 
bezeichnet wird: 

— Agreation par type und aanneming im belgischen 
Recht, 

— Allgemeine Betriebserlaubnis im deutschen 
Recht, 

— Reception par type im französischen Recht, 

■ — ■ Omologazione oder approvazione del tipo im 
italienischen Recht, 

— Agreation im luxemburgischen Recht, 

— Typegoedkeuring im niederländischen Recht. 


Artikel 4 

Die Mitgliedstaaten dürfen die Erteilung der Be- 
triebserlaubnis für ein Fahrzeug nicht mit der Be- 
gründung versagen, daß Funkstörungen durch die 
elektrische Zündanlage des Motors verursacht wer- 
den, wenn: 

a) das Fahrzeug mit einer Entstörausrüstung ausge- 
stattet ist, die den Vorschriften in Anhang I die- 
ser Richtlinie entspricht; 


b) der Hersteller, sofern er nicht selbst in dem Mit- 
gliedstaat, in dem er die Betriebserlaubnis bean- 
tragt, ansässig ist, dort einen von diesem Staat 
zugelassenen Vertreter hat; 

c) der genehmigende Staat in der Lage ist, die 
Übereinstimmung der Fertigung mit dem Typ, 
für den die Betriebserlaubnis erteilt wurde, zu 
überwachen. 

Artikel 5 

Hinsichtlich der Entstörausrüstung gelten in je- 
dem Mitgliedstaat diejenigen Fahrzeuge als den 
eigenen Rechtsvorschriften entsprechend, für die 
eine Bescheinigung nach Artikel 6 Nr. 1 Unterab- 
satz 2 ausgestellt worden ist. 


Artikel 6 

1. Die zuständigen Behörden jedes Mitgliedstaates 
übersenden den zuständigen Behörden der anderen 
Mitgliedstaaten unverzüglich eine Abschrift der 
Formblätter für jeden Fahrzeugtyp, für den sie die 
Betriebserlaubnis aufgrund der technischen Vor- 
schriften in Anhang I dieser Richtlinie erteilen oder 
versagen. 

Für jedes entsprechend dem genehmigten Typ 
hergestellte Fahrzeug wird vom Inhaber der Be- 
triebserlaubnis eine Bescheinigung ausgestellt, aus 
der hervorgeht, daß das Fahrzeug hinsichtlich seiner 
Entstörausrüstung mit dem genehmigten Typ über- 
einstimmt. 

Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
unterrichten sich gegenseitig vom Entzug einer Be- 
triebserlaubnis und von den Gründen hierfür. 

Die Einzelheiten der Anwendung des in den vor- 
angehenden Absätzen angegebenen Verfahrens, ins- 
besondere die Muster der Betriebserlaubnis und der 
Bescheinigung nach Nummer 1 Absatz 2 werden 
später durch Richtlinien festgelegt. 

2. Für Fahrzeuge, denen in einem Mitgliedstaat 
die Betriebserlaubnis nach Artikel 4 vor Inkrafttre- 
ten der in Nummer 1 Absatz 4 vorgesehenen Richt- 
linie erteilt wird, stellt der Mitgliedstaat auf Antrag 
des Inhabers der Betriebserlaubnis eine Bescheini- 
gung aus, in der das Fahrzeug, für das die Betriebs- 
erlaubnis erteilt wurde, beschrieben und in der fest- 
gestellt wird, daß es hinsichtlich der Entstöraus- 
rüstung den Vorschriften in Anhang I dieser Richt- 
linie genügt. 

Diese Bescheinigung, für die ein Muster in An- 
hang II zu dieser Richtlinie enthalten ist, ist für die 
anderen Mitgliedstaaten, in denen die Betriebs- 
erlaubnis für ein Fahrzeug gleichen Typs beantragt 
wird, verbindlich. 

Artikel 7 

Stellen die zuständigen Behörden eines Mitglied- 
staates fest, daß mehrere Fahrzeuge, denen die 
Übereinstimmung mit einem bestimmten Typ be- 
scheinigt worden ist, hinsichtlich ihrer Entstöraus- 
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rüstung nicht mit dem Typ übereinstimmt, für den 
sie die Betriebserlaubnis nach Artikel 4 erteilt 
haben, so treffen sie die notwendigen Maßnahmen, 
um die Übereinstimmung der Fertigung mit dem 
genehmigten Typ wiederherzustellen. Sie unterrich- 
ten die zuständigen Behörden der anderen Mitglied- 
staaten von den getroffenen Maßnahmen, die gege- 
benenfalls bis zum Widerruf der Betriebserlaubnis 
gehen können. 

Sie treffen die gleichen Maßnahmen, wenn sie von 
den zuständigen Behörden eines anderen Mitglied- 
staates von einer Nichtübereinstimmung im Sinne 
des Absatzes 1 unterrichtet werden. 

Bestreiten die zuständigen Behörden des Mitglied- 
staates, der die Betriebserlaubnis erteilt hat, das 
Vorliegen einer solchen Nichtübereinstimmung in 
den ihnen gemeldeten Fällen, so wird die Kommis- 
sion befaßt; diese beruft daraufhin die von den Mit- 
gliedstaaten benannten Sachverständigen. Erforder- 
lichenfalls empfiehlt sie den betroffenen Mitglied- 
staaten geeignete Maßnahmen zur Beilegung des 
Streitfalles; sie kann vorher die zuständigen Behör- 
den eines oder mehrerer Mitgliedstaaten mit der | 
Erstellung eines Gutachtens beauftragen. i 


KAPITEL III 

Schlußbestimmungen 

Artikel 8 

Jede in Anwendung dieser Richtlinie getroffene 
Maßnahme im Einzelfall, die die Erteilung der 
Betriebserlaubnis ablehnt oder widerruft oder den 
Verkauf oder die Verwendung verbietet, ist genau 
zu begründen. Sie wird dem Betroffenen unter An- 
gabe der in den Mitgliedstaaten gesetzlich zulässi- 


gen Rechtsmittel und der dazu vorgesehenen Fristen 
mitgeteilt. 

Artikel 9 

Diese Richtlinie läßt die Anwendung der Artikel 
31 und 32 des Vertrags auf Erzeugnisse, die den in 
Anhang I festgelegten Vorschriften nicht entspre- 
chen, unberührt. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten setzen binnen achtzehn Mona- 
ten nach Bekanntgabe dieser Richtlinie die zu ihrer 
Befolgung erforderlichen Rechts- oder Verwaltungs- 
vorschriften in Kraft und unterrichten die Kommis- 
sion unverzüglich hiervon. 

Eine Aufhebung der bisherigen Regelung, die da- 
zu führt, daß ausschließlich die auf dieser Richtlinie 
beruhenden neuen Bestimmungen in Kraft bleiben, 
ist jedoch erst drei Jahre nach Veröffentlichung die- 
ser Richtlinie im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften zulässig. 

Artikel 11 

Nach Notifizierung der vorliegenden Richtlinie 
unterrichten die Mitgliedstaaten die Kommission 
von allen im sachlichen Anwendungsbereich dieser 
Richtlinie für die Zukunft geplanten Entwürfen von 
Rechts- und Verwaltungsvorschriften so zeitig, daß 
diese sich hierzu äußern kann. 


Artikel 12 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerich- 
tet. 


Brüssel, den 


Für die Räte 
Der Präsident 
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Anhang I 


Anhang I zum Vorschlag einer Richtlinie des Rats für die Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Funkentstörung 

von Kraftfahrzeugen 


1. Zulässige Grenzen 

Die Störabstrahlung eines Motors darf im Freqrenz- 
band von 30 bis 75 MHz (Mega Hertz) 50 uV/m 
(Micro Volt/Meter) und im Frequenzband von 75 
bis 250 MHz 50 bis 120 uV/m nicht überschreiten, da 
sie sonst bei Frequenzen über 75 MHz linear an- 
steigen würde. 

Jedoch 

1.1. müssen bei einem vom Hersteller oder seinem 
Vertreter zwecks Erteilung der Betriebserlaub- 
nis vorgeführten Fahrzeug die ermittelten 
Werte mindestens um 2dB (Dezibel B) unter den 
zulässigen Grenzen liegen; 

1.2. dürfen bei einem aus der serienmäßigen Ferti- 
gung herausgegriffenen Kraftfahrzeug die er- 
mittelten Werte die zulässigen Grenzen um 
höchstens 2dB überschreiten. 

2. Meßmethode 

Die Überprüfung der unter 1. erwähnten Grenzen 
erfolgt durch die Messung der Feldstärke, wie nach- 
stehend angegeben: 

2.1. Meßgeräte 

Das Meßgerät muß dem in der Veröffentlichung 
Nr. 2/1961 des DISPR (Comite International 
Special des Perturbations Radioelectriques) an- 
gegebenen Typ entsprechen^). 

2.2. Darstellung der Ergebnisse 

Die Ergebnisse werden für eine Bandbreite von 
120 KHz (Kilo Hertz) in uV/m angegeben. Sollte 
die tatsächliche Bandbreite (B) des Meßgerätes 
geringfügig von 120 KHz abweichen, so sind die 
ermittelten Ergebnisse unter Anwendung des 
120 

Faktors - auf eine Bandbreite von 120 KHz 
B 

umzurechnen. 

2.3. Prüigelände 

Die Prüfung erfolgt auf einem flachen Gelände, 
das frei von großen Flächen ist, die Wellen 
reflektieren können, und zwar in einer Ellipse 
mit einer großen Achse von 20 m und einer 
kleinen Achse von 17,3 m; dabei muß sich die 
Seitenwand des Wagens an dem einen und 
die Antenne an dem anderen Brennpunkt der 
Ellipse befinden. Das Meßgerät, die Prüfstelle 


9 Sofern das Meßgerät den einschlägigen Normen nicht 
völlig entspricht, sind die Abweichungen im Prüfbericht 
ausführlich anzugeben. 


oder das Fahrzeug mit den Meßgeräten kann 
sich innerhalb der Ellipse befinden, doch muß 
das Meßgerät in der Verlängerung der Linie 
Fahrzeug — Antenne in einem Abstand von 
mindestens 3 m von der Antenne aufgestellt 
sein. 

Um zu gewährleisten, daß keine die Messung 
sachlich beeinflussenden Fremdgeräusche oder 
Signale auftreten, sind vor und nadi der Haupt- 
messung zusätzliche Messungen vorzunehmen, 
bei denen der zu prüfende Motor abgestellt ist. 
Überschreitet der bei der Hauptmessung regi- 
strierte Höchstwert den bei einer der zusätz- 
lichen Messungen ermittelten Höchstwert um 
mindestens lOdB, so gilt der bei der Haupt- 
messung ermittelte Höchstwert als nicht durch 
Fremdgeräusche oder -Signale gestört. Andern- 
falls sind die bei der Hauptmessung ermittelten 
Ergebnisse als durch Fremdgeräusche und 
-Signale gestört anzusehen, und das Ergebnis 
der Hauptmessung bleibt in diesem Falle unbe- 
rücksichtigt. 

2.4. Fahrzeuge 

Bei der Prüfung werden nur die für den nor- 
malen Lauf des Motors erforderlichen elektri- 
schen Geräte in Betrieb gesetzt. Der Motor wird 
auf die normale Betriebstemperatur gebracht. 
Bei den Messungen müssen die Motoren vier- 
rädriger Fahrzeuge konstant mit 1.500 U/min 
und die Motoren zwei- und dreirädriger Fahr- 
zeuge mit 2.500 U/min laufen. Setzt Regen ein, 
so werden die Messungen bis 10 Minuten nach 
Aufhören des Regens ausgesetzt. 

2.5 Antenne 

Die Antenne wird nacheinander an zwei Meß- 
punkten aufgestellt, die rechts bzw. links vom 
Fahrzeug in einer zur Symmetrie-Ebene des 
Fahrzeugs lotrechten Ebene liegen, die ungefähr 
durch die Mitte des Motors hindurchgeht. 

Der horizontale Abstand der Antenne zum 
nächstgelegenen Metallteil des Fahrzeugs muß 
10 m betragen, und der Mittelpunkt des Dipols 
liegt 3 m über dem Boden. 

An jedem dieser Meßpunkte werden zwei Mes- 
sungen vorgenommen, eine mit vertikal gestell- 
tem Dipol und eine mit horizontal gestelltem 
Dipol, wobei dessen Polarisationsebene parallel 
zur Symmetrie-Ebene des zu prüfenden Fahr- 
zeugs liegt. 

Ausschlaggebend ist der größte der vier in der 
betreffenden Frequenz ermittelten Werte. 
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2.6 Frequenzen 

Die Messungen werden in dem Frequenzbereich 
von 30 bis 250 MHz vorgenommen. Ein Fahr- 
zeug gilt als den Funkentstörvorschriften im 
gesamten Frequenzbereich entsprechend, wenn 
es diesen bei sieben Einzelfrequenzon ent- 
spricht, die jeweils mit einer Toleranz von 
± 5 MHz bei 30, 45, 65, 90, 160, 180 und 
220 MHz liegen. 

3. Angaben auf den Entstörausrüstungen 

3.1. Alle Entstörausrüstungen werden unter Ver- 
wendung eines oder mehrerer Einzelteile herge- 


stellt; Teile mit unterschiedlichen Merkmalen 
dürfen jedoch nicht gleichlautend bezeichnet 
sein. 

Jede Änderung ist der die Betriebserlaubnis 
erteilenden Behörde zur Kenntnis zu bringen, 
die darüber entscheidet, ob neue Gesamt- oder 
Einzelprüfungen durchzuführen sind. 

3.2. Die Marken- und Typenbezeichnungen müssen 
gut lesbar und dauerhaft angebracht sein. 

3.3. Auf Widerstands-Zündleitungen ist die Mar- 
ken- und Typenbezeichnung mindestens alle 
12 cm anzubringen. 
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Anhang II 


Anhang II zum Vorschlag einer Richtlinie des Rats 
zur Angieichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten 
über die Funkentstörung von Kraftfahrzeugen 

Muster einer Bescheinigung über die Erteilung der Betriebserlaubnis 
für einen mit einer Funkentstörausrüstung ausgestatteten Kraftfahr- 
zeugtyp 

Zuständige Behörde 

1. Beschreibung des Fahrzeugs 

2. Beschreibung der Entstörausrüstiing unter Angabe der Marken- 
und Typenbezeichnung der Einzelteile 

3. Name und Anschrift des Herstellers der Entstörausrüstung 

4. Name und Anschrift des Kraftfahrzeugherstellers 

5. Gegebenenfalls Name und Anschrift des Vertreters des Kraft- 
fahrzeugherstellers 

6. Zur Betriebserlaiibnis vorgeführt am: 

7. Tag der Erteilung der Betriebserlaubnis 

8. Tag des Widerrufs der Betriebserlaiibnis 

9. Tag der Stichprobe (n) 

10. Prüfanstalt 

11. Datum und Nummer der Prüfberichte 

12. Bemerkungen 


Ort Datum 


UnlerschrifL 
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Begründung 


1. Im Rahmen der Arbeiten zur Angleichung der 
Rechts- und Verv/altungsvorschriften auf dem Kraft- 
fahrzeugsektor wurde festgestellt, daß die meisten 
Mitgliedstaaten zur Sicherung des im öffentlichen 
Interesse liegenden einwandfreien Empfangs von 
Fernseh- und Rundfunksendungen in ihrem Hoheits- 
gebiet Rechtsvorschriften anwenden, die den Einbau 
von Entstörausrüstungen in Kraftfahrzeugen vor- 
schreiben, durch welche die vom Motor hervor- 
gerufenen Funkstörungen beseitigt werden. 

Die Unterschiedlichkeit der im ersten Absatz er- 
wähnten einzelstaatlichen Gesetzgebungen wirkt 
sich unmittelbar auf die Errichtung oder das Funk- 
tionieren des Gemeinsamen Marktes aus und recht- 
fertigt somit die Anwendung von Artikel 100. 

2. Die Kommission hat einen Richtlinienvorschlag 
ausgearbeitet, in welchem die Vorschriften zur Funk- 
entstörung von Kraftfahrzeugen festgelegt werden. 
Im Rahmen der Arbeiten der Kommission hat sich 
gezeigt, daß die Wirksamkeit der Funkentstörung 
eines Kraftfahrzeugs nicht nur von der Qualität 
der verwendeten Ausrüstung, sondern auch von der 
Anbringung ihrer einzelnen Bestandteile am Motor 
sowie von der Lage des Motors im Verhältnis zum 
Fahrzeugaufbau abhängt. Von Bedeutung ist hierbei 
auch die Art und Weise, in der bestimmte Karos- 
serieteile, z. B. die Motorhaube, sich als Schutz- 
schi rm gegen die elektromagnetische Strahlung der 
Zündanlage auswirkt. Weiter wurde festgestellt, daß 
die Entstörausrüstung Bestandteil der Motorzün- 
dung ist, so daß ihr Einbau sich unmittelbar auf 
deren Arbeitsweise und Leistung auswirkt, die 
durch unzweckgemäße Anbringung oder Verwen- 
dung der auf dem Motor-Prototyp als Ganzes ge- 
prüften Einzelteile ernsthaft gestört werden können. 
Folglich lassen sich im. Rahmen dieser Richtlinie die 
zwischen den einzelstaatlichen Rechtsvorschriften 


bestehenden Unterschiede nur bei der Erteilung der 
Betriebserlaubnis von dem Kraftfahizeug regeln. 

Die Richtlinie schreibt daher den Krafifahrzeugher- 
stellern vor, die bereits im Fahrzeug eingebaute 
Entstörausrüstung bei der Erteilung der Betriebs- 
erlaubnis für das Fahrzeug einer Messung zu unter- 
ziehen, deren Ergebnisse den durch Gemeinschafts- 
Vorschriften festgelegten Strahlungspegel nicht über- 
steigen dürfen. 

3. Ebenso v/ie bei dem für die Richtlinie über 
Fahrtrichtungsanzeiger angenommenen Anglei- 
chungsverfahren sind die Mitgliedstaaten auch hier 
nicht verpflichtet, ihre geltenden Rechtsvorschriften 
bis zu einem bestimmten Zeitpunkt durch die in 
dieser Richtlinie festgelegten Gemcinschaftsvor- 
schriften zu ersetzen. 

4. Desgleichen dürfen die Mitgliedstaaten im Sinne 
des ebenfalls in der Richtlinie über Fahrtrichtungs- 
anzeiger festgelegten Grundsatzes der gegenseitigen 
Anerkennung von Prüfungen einem den technischen 
Gemeinschaftsvorschriften entsprechenden Kraft- 
fahrzeug aus Gründen der Funkentstörung die Be- 
triebserldubnis nicht versagen. Die von den zu- 
ständigen Behörden eines Staates erteilte Betriebs- 
erlaubnis, die alle von der Gemeinschaft geplanten 
Angleichungsmaßnahmen oder die zum Teil bereits 
verwirklichten Angleichungsmaßnahmen umfaßt, ist 
auch in allen anderen Staaten der Gemeinschaft 
gültig. 

5. Bei der Ausarbeitung dieser Richtlinie wurden 
die vom Verbindungsausschuß der Automobilindu- 
strie der EWG und vom „Comite International 
Special pour la suppression des parasites radio- 
elektriques (CISPA)" vorgebrachten Bemerkungen 
berücksichtigt. 
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